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An den 

Herrn Präsidenten

des Niedersächsischen 
Landesrechnungshofes

Richard Höptner
Laubaner Strasse 1

31139 Hildesheim
Eingabe der Interessengemeinschaft von Erbbauberechtigten in der Stadt Northeim zur Handhabung des Erbbaurechts durch die Klosterkammer Hannover 
Sehr geehrter Herr Präsident,

wir, die Interessengemeinschaft von Erbbauberechtigten in der Stadt Wolfsburg und Umgebung, unterstützen die o.g. Eingabe vom 22. 01.2010 und die Ergänzung vom 04.02.2010 der Interessengemeinschaft von Erbbauberechtigten aus Northeim.
Grundlage für die Bestellung von Erbbaurechten war die Verordnung über das Erbbaurecht vom 15.01.1919 (ErbbauVO). Sie ist als Instrument der Sozialpolitik für finanziell schwächere Bürger eingeführt worden.

Aufgrund der jetzigen Vertragsgestaltung und Anwendung der Erbbaurechtsverträge mit der Klosterkammer Hannover, dem Landeskirchenamt Wolfenbüttel und anderer Erbbaurechtsgeber sind wir der festen Überzeugung, dass dieser Sinn und Zweck des Erbbaurechts völlig ausgehebelt sind und nicht mehr zur Anwendung kommen. Mit zunehmender Vertragsdauer entsteht eine immer deutlichere Schieflage, die sich immer mehr zu Gunsten der Erbbaurechtsgeber und immer mehr zu Lasten der Erbbaurechtsnehmer auswirkt. Deshalb muss ein gerechterer Interessenausgleich gefunden werden, um diese ungleiche Lage endlich zu beenden.
In einem Interview mit der Wolfsburger Allgemeinen Zeitung (WAZ) vom 03.03.2009 äußerte sich die Landtagsabgeordnete Angelika Jahns (CDU) wie folgt:
„WAZ: Frau Jahns, wie können Sie helfen?

Jahns: Es gibt eine Petition an den Landtag –ich werde mit dem Vorsitzenden des Petitionsausschusses reden. Ziel muss ein Gespräch mit den zuständigen Ministerien und der Klosterkammer sein.

WAZ: Dann teilen Sie Neubers Kritik?

Jahns: Der Umfang der Zinsanpassung von 17,27 Prozent ist schon enorm. Man sollte auf ortsübliche Erbbaupachtverträge und die tatsächlichen Belastungen der Bürger schauen. Nicht auf einen Berechnungsindex.
WAZ: Was ist zu tun?

Jahns: Die Klosterkammer sollte den Vollzug der Bescheide aussetzen und klärende Gespräche mit der Politik abwarten.“

Selbst  Abgeordnete des niedersächsischen Landesparlamentes sprechen sich öffentlich dafür aus,  dass man u.a. auf ortsübliche Erbbaupachtverträge schauen sollte.

Dass es sich hierbei um keine Einzelmeinung handelt, beweisen die zahlreich geführten Gespräche unserer Interessengemeinschaft mit folgenden Politikern:
20.05.2009   Treffen mit Frau Straube, Ortsratsmitglied der PUG

03.06.2009   Treffen mit dem Ortsrat der CDU und jetzigem MdB G. Lach
08.06.2009   Treffen mit dem Ortsrat der SPD

04.07.2009   Treffen mit den MdB G.L.-Möller, W. Priesmeier, beide SPD
                     Treffen mit dem MdL  F. Heiligenstadt, SPD
06.07.2009   Treffen mit dem MdB P. Döring, FDP
20.07.2009   Treffen mit dem MdB D. Menzner, Die Linke

13.08.2009  Treffen mit dem MdB A. Barchmann, SPD

05.01.2010  Treffen mit dem MdL Dr. G .Heinen- Kljajic, Bündnis 90/Die Grünen

06.01.2010 Treffen mit  dem MdB D.Menzner, MdL P. Zimmermann, beide Die Linke

07.01.2010  Treffen mit dem MdL K. Schneck, SPD

11.01.2010  Treffen mit dem MdL B. Försterling, FDP

12.01.2010  Gespräch mit dem MdL A. Jahns, CDU

03.02.2010  Treffen mit dem MdB P. Döring, FDP

In diesen Gesprächen kam zusammenfassend deutlich zum Ausdruck, dass sämtlich o.a. Politiker wesentlichen Änderungsbedarf beim jetzt bestehenden Erbbaurecht erkannt und auch eingeräumt haben, parteiübergreifend. 
Deshalb hier ein Beispiel, was die gravierenden Unterschiede und Ungerechtigkeit mehr als verdeutlicht:

Die Stadt Wolfsburg verlangt für ein Grundstück in der Schönebecker Strasse rund 2.20 Euro an Erbbauzinsen pro Quadratmeter pro Jahr. Direkte Nachbarn zahlen für den gleichen Grund und Boden aktuell bis zu 4.51 Euro pro Quadratmeter, nur weil deren Grundstücke der Klosterkammer Hannover oder dem Landeskirchenamt gehören. Der Rat der Stadt Wolfsburg hat zudem festgelegt, dass eine Anpassung des Erbbauzinses nur bei Verkauf möglich sei. Eine automatische Anpassung –wie im Fall der Klosterkammer Hannover alle 5 oder 10 Jahre- gibt es nicht. 
Das bedeutet, dass hier mit zunehmender Vertragsdauer die Unterschiede für bebaute Erbpachtgrundstücke gravierende Ausmaße annehmen werden, die keinem Bürger mehr zu vermitteln sind.
Dieses aufgezeigte Beispiel und die Haltung der Klosterkammer Hannover zeigen doch ganz deutlich, dass sich die hier genannten Institutionen anscheinend sehr weit von den wirklichen und eigentlichen  Problemen der Menschen entfernt haben.

Karl Olfers (*  14.April 1888 in Dorum; † 22.April 1968 in Cuxhaven) war von 1946 bis 1955 und von 1959 bis 1963 Präsident  des Niedersächsischen Landtages. Er sagte einmal:

„….aber wir sind das Sprachrohr der Bevölkerung, und das wollen wir in Notzeiten in außerordentlicher Weise sein.“

Nun, gewiss befinden wir uns derzeit nicht in einer „Notzeit“. Jedoch sollte zur Kenntnis genommen werden, dass sich mittlerweile landesweit  Interessengemeinschaften in Northeim, Einbeck, Göttingen, Gifhorn, Königslutter und hier in Wolfsburg gegen das Vorgehen der Klosterkammer Hannover und anderer Erbbaurechtsgeber gegründet haben und sich in Kürze weitere Interessengemeinschaften in Braunschweig, Wennigsen und Neustadt gründen werden. Es gibt also viele betroffene Menschen, die unzufrieden mit der derzeitigen Gestaltung des Erbbaurechts sind. Und nur die Tatsache,  dass die Klosterkammer Hannover aufgrund der vertraglichen Situation von der Rechtsprechung bisher Recht bekommen hat, bedeutet doch nicht, dass die vielen unzufriedenen und klagenden Menschen im Unrecht sind?!
Deshalb muss hier zukünftig eine Lösung gefunden werden, die beide Vertragsparteien gleichermaßen berücksichtigt und nicht nur die Interessen der Klosterkammer Hannover oder anderer Erbbaurechtsgeber.

Auch ist es für uns in keiner Weise nachvollziehbar, dass die Klosterkammer Hannover durch spekulative Anlagen in Luxemburg einen Vermögensverlust von 27 Millionen Euro zu verantworten hat. Eine umfassende Aufklärung darüber liegt uns bis zum heutigen Zeitpunkt nicht vor. Hier wurde ganz offensichtlich gegen bestehende Grundsätze und Richtlinien verstoßen. Dies dürfte der Öffentlichkeit und den vielen Erbbaurechtsnehmern nur schwer zu vermitteln sein.
Des Weiteren möchten wir anmerken,  dass der Abteilungsleiter Liegenschaften der Klosterkammer Hannover, Dr. Matthias Nagel,  bei verschiedenen Veranstaltungen öffentlich referiert. Diese Veranstaltungen werden bundesweit abgehalten und werden von verschiedenen Verbänden wie z.B. VHW – Bundesverband für Wohnen und Stadtentwicklung e.V.  ausgerichtet. Auch referieren dort u.a. der Dipl. rer. pol. Friedhelm Ost, Staatssekretär a.D. , sowie andere Erbbaurechtsgeber über die „Renaissance des Erbbaurechts“. 
Wenn solche Veranstaltungen dazu dienen sollen, das Erbbaurecht als wirtschaftliches Instrument anzupreisen, zu Lasten vieler unaufgeklärter und hilfloser Erbbaurechtsnehmer, nur um den sicheren Profit zu steigern, dann finden wir dies unerhört. Die Beteiligung von Dr. M. Nagel, Beamter einer Landesbehörde Niedersachsens, gilt es hier besonders zu hinterfragen. Wir behalten uns diesbezüglich weitere Prüfungen vor.
Auch möchten wir darauf hinweisen, dass die Klosterkammer Hannover im Dezember 2009 Nachtragsverträge mit falschen Behauptungen versendet hat, nur um gezielt Druck auf verunsicherte Erbbaurechtsnehmer auszuüben. Mit dem Ziel, dass die Nachtragsverträge so schnell wie möglich unterschrieben werden und seitens des Erbbaurechtsnehmers nicht mehr anfechtbar sind. 

Wir finden das Verhalten der Klosterkammer Hannover unsäglich und sozial unverantwortlich. Es ist uns unverständlich, weshalb eine Landesbehörde sich solcher falschen Mittel bedient bzw. bedienen darf. Auch hier behalten wir uns weitere Prüfungen vor.
Aufgrund unserer Öffentlichkeitsarbeit kam es in den vergangenen Wochen vermehrt zu Anfragen von Erbbaurechtsnehmern aus anderen Bereichen Niedersachsens. Uns erreichen fast wöchentlich Anrufe, Briefe oder Mails von betroffenen Erbbaurechtsnehmern, die aufgrund ihres Erbbaurechtsvertrages Angst vor der Zukunft  haben und ihre Unzufriedenheit äußern. Diesen Umstand muss man bei allen zukünftigen Erwägungen mit einbeziehen und dafür Sorge tragen, dass die Probleme und Sorgen der Menschen endlich wieder ernst genommen werden und eine gesetzliche Neuregelung erfolgt, die dem sozialen Aspekt wieder Ausdruck verleiht. Schließlich ist es doch die Politik, die parteiübergreifend  von sozialer Gerechtigkeit, sozialem Ausgleich und mehr Entlastung für den Bürger spricht. Das Erbbaurecht zählt dazu, zumindest ist uns nichts Gegenteiliges bekannt. Wenn die Politik das, was sie verspricht auch einhält, dann sind das unsere Erwartungen. Deshalb werden wir auch zukünftig nicht von unseren berechtigten Forderungen abrücken.
Abschließend möchten wir dringend darauf hinweisen, dass sich sogar schon so genannte „Heuschrecken“ in Erbbaurechte eingekauft haben. Uns liegen Ausarbeitungen und Informationen von Anwaltskanzleien darüber vor, dass die „Heuschrecken“ Anwälte beauftragt haben eine Einschätzung darüber abzugeben, bestimmte Vertragsinhalte eines Erbbaurechts neu zu prüfen, um somit Anpassungen erzielen zu können –die der Gewinnmaximierung dienen-.

Sie, als oberste Prüfbehörde unseres Landes, müssen jetzt ein gesteigertes Interesse daran haben, dass diese sehr offensichtliche Schieflage nicht weiter ausgeweitet, sondern geschlossen wird. Genügend Material ist Ihnen jetzt gegeben.
Wir, die Interessengemeinschaft von Erbbauberechtigten in der Stadt  Wolfsburg und Umgebung, fordern, dass hier endlich wieder Politik von Menschen für Menschen gestaltet wird und die Klosterkammer Hannover ihrer sozialen Verantwortung dem Erbbaurechtsnehmer gegenüber nachkommt, entgegen aller wirtschaftlicher Interessen. 

Als Anlage finden Sie außerdem einen Artikel aus der FAZ mit dem Titel „Tücken der Erbpacht“. Sie sollten sich diesen genauestens durchlesen, um die Problematik auch aus Sicht eines Erbbaurechtsnehmers zukünftig  besser zu verstehen, als das bisher der Fall ist.
Wir bitten um Eingangsbestätigung dieses Schreibens.

Dem Herrn Präsidenten des Niedersächsischen Landtages überlassen wir eine Kopie unserer ergänzenden Eingabe.

Mit freundlichen Grüßen

Frank Kühnetz                             Oliver Neuber                    Rainer Smektala
Sprecher der IG                                      Sprecher der IG                           Sprecher der IG                           
Anlage: Artikel aus der FAZ „Tücken der Erbpacht“
